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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHORDEN

Ausfiihrungsvorschriften
zur Gewihrleistung der sicherheitstechnischen

und betriebsérztlichen Betreuung der Beschiiftigten

in den Dienststellen des Landes Brandenburg
gemil} Arbeitssicherheitsgesetz (AV ASiG)

Erlass der Landesregierung
Vom 14. April 2015

1 Allgemeines

1.1 In den Dienststellen, die in der Anlage 1 zu diesen Ausfiih-

rungsvorschriften aufgefiihrt sind, nachfolgend Dienststel-
len genannt, ist nach § 16 des Gesetzes iiber Betriebsarzte,
Sicherheitsingenieure und andere Fachkrifte fiir Arbeits-
sicherheit vom 12. Dezember 1973 (BGBI. I S. 1885), das
zuletzt durch Artikel 3 Absatz 5 des Gesetzes vom 20. April
2013 (BGBI. I S. 868) gedndert worden ist, im Folgenden
ASiG genannt, ein den Grundsitzen des ASiG gleichwerti-
ger arbeitsmedizinischer und sicherheitstechnischer Arbeits-
schutz zu gewahrleisten.

1.2 Die Grundsitze des ASiG sind erfiillt, wenn nach MaB3gabe

dieser Ausfiihrungsvorschriften Fachkrifte fiir Arbeits-
sicherheit sowie Betriebsérztinnen und Betriebsérzte titig
werden. Die Fachkrifte fiir Arbeitssicherheit sowie die Be-
triebsérztinnen und Betriebsirzte beraten und unterstiitzen
die Dienststellenleitungen in allen Fragen der Gewahrleis-
tung von Sicherheit und Gesundheit der Beschéftigten bei
der Arbeit. Damit soll erreicht werden, dass

a) die der Sicherheit und dem Gesundheitsschutz der Be-
schiftigten bei der Arbeit dienenden Vorschriften den
besonderen Verhiltnissen der Dienststellen entsprechend
angewandt werden,

b) der Stand der Technik, Arbeitsmedizin, Arbeitshygiene
und die gesicherten arbeitswissenschaftlichen Erkennt-
nisse zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesund-
heitsschutzes der Beschéftigten bei der Arbeit sowie zur
Forderung der Gesundheit beriicksichtigt und umgesetzt
werden und

c¢) die der Sicherheit und dem Gesundheitsschutz der Be-
schiftigten bei der Arbeit sowie der Gesundheitsforde-
rung dienenden Maflnahmen einen moglichst hohen
Wirkungsgrad erreichen.

1.3 Diese Ausfithrungsvorschriften gelten grundsitzlich gleicher-

maflen fiir Beamtinnen und Beamte wie fiir Beschéftigte,
auf die der Tarifvertrag fiir den 6ffentlichen Dienst der Lan-
der Anwendung findet, und fiir Auszubildende, im Folgen-
den zusammengefasst Beschiftigte genannt. Sofern im Be-
amtenrecht des Landes besondere Bestimmungen zur An-
wendung von Arbeitsschutzvorschriften fiir die Beamtinnen
und Beamten getroffen wurden, gelten diese.

1.4 Fiir den Einsatz von Betriebsarztinnen und Betriebsarzten

2.

—_

und Fachkriften fiir Arbeitssicherheit sind ergénzend zum
ASiG und diesen Ausfiihrungsvorschriften die Bestimmun-
gen der Unfallverhiitungsvorschrift ,,Betriebsirzte und Fach-
krifte fiir Arbeitssicherheit” (DGUV Vorschrift 2) der Un-
fallkasse Brandenburg in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23. August 2011 (ABI. S. 1611) in ihrer jeweils jiingsten
im Amtsblatt fiir Brandenburg verdffentlichten Fassung an-
zuwenden.

Wahrnehmung der Aufgaben - Kompetenzzentrum fiir
Sicherheit und Gesundheit

Fiir die Wahrnehmung der Aufgaben nach den §§ 3 und 6
ASIG in den Dienststellen wird auf der Grundlage des Be-
schlusses der Landesregierung vom 12. August 2014 im
Landesamt fiir Arbeitsschutz ein landeseigener iiberbetrieb-
licher Dienst von Fachkriften fiir Arbeitssicherheit und Be-
triebsédrztinnen und -drzten nach § 19 ASiG als Kompetenz-
zentrum fiir Sicherheit und Gesundheit, im Folgenden Kom-
petenzzentrum genannt, eingerichtet.

2.2 Das Kompetenzzentrum gewiahrleistet ab dem 1. Januar 2015

die sicherheitstechnische Betreuung aller Beschéftigten der
Dienststellen und der in den Justizvollzugsanstalten des
Landes beschiftigten Gefangenen.

2.3 Die betriebsdrztliche Betreuung wird nach einem Stufen-

konzept fiir alle Beschéftigten der Dienststellen und der in
den Justizvollzugsanstalten des Landes beschiftigten Ge-
fangenen entsprechend der personellen Verfiigbarkeit des
arbeitsmedizinischen Fachpersonals schrittweise durch das
Kompetenzzentrum {ibernommen.

2.4 Fiir die Zeit bis zur vollstindigen Ubernahme der betriebs-

arztlichen Betreuung durch das Kompetenzzentrum ist es er-
forderlich, dass Dienststellen, die nicht in der Anlage 5 auf-
gefiihrt sind, die erforderlichen betriebsarztlichen Leistun-
gen selbst ausschreiben. Ab dem 01.01.2015 schlieen die-
se Dienststellen zeitlich befristete Vertrdge mit einer Lauf-
zeit von zwei Jahren und einer Verldngerungsoption von bis
zu weiteren zwei Jahren mit externen Anbietern ab. Die Ver-
trdge mit einer Verlangerungsoption werden zum 01.01.2016
vom Landesamt fiir Arbeitsschutz auf Seiten des Auftragge-
bers tibernommen. Einzelheiten des Stufenkonzepts enthilt
Anlage 2.

2.5 Das Kompetenzzentrum gewdhrleistet in der ersten Stufe

gemidll Anlage 2 die betriebsérztliche Betreuung der Be-
schiftigten in den Organisationseinheiten nach Anlage 5.

3 Pflichten der Dienststelle

3.1 Die Dienststellenleitung ist fiir die Umsetzung der dem Ar-

beitgeber oder Dienstherrn obliegenden gesetzlichen Auf-
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gaben nach dem Arbeitsschutzgesetz und den darauf ge-
stiitzten Verordnungen, nach dem Arbeitszeitgesetz oder der
Arbeitszeitverordnung, nach dem Jugendarbeitsschutzge-
setz, nach dem Mutterschutzgesetz oder den geméif § 71 des
Landesbeamtengesetzes entsprechend geltenden Rechtsvor-
schriften fiir Bundesbeamtinnen und -beamte verantwort-
lich.

3.2 Die Dienststelle

a) nimmt gemiBl Beschluss der Landesregierung vom
12. August 2014 die angebotenen sicherheitstechni-
schen und betriebsérztlichen Leistungen des Kompe-
tenzzentrums in Anspruch.

b) ermittelt entsprechend den Vorgaben der DGUV Vor-
schrift 2 jéhrlich die den dienststellenspezifischen Er-
fordernissen entsprechenden Einsatzzeiten getrennt nach
Grund- und betriebsspezifischer sowie nach sicherheits-
technischer und betriebsarztlicher Betreuung.

c) schlieft mit dem Kompetenzzentrum schriftliche Ver-
einbarungen iiber die voraussichtlich erforderliche An-
zahl der Einsatzstunden zur Wahrnehmung der Aufga-
ben nach den §§ 3 und 6 ASiG, getrennt fiir Fachkréfte
fiir Arbeitssicherheit und fiir Betriebsarztinnen und Be-
triebsdrzte gemaf den Anlagen 3 (1) und 3 (2).

d) bestdtigt die erbrachten Leistungen des Kompetenzzent-
rums schriftlich auf dem Formblatt nach Anlage 4 vier-
teljahrlich.

e) gibt dem Kompetenzzentrum die Informationen und er-
teilt die Auskiinfte, die zur Erfiillung der Aufgaben des
Kompetenzzentrums notwendig sind.

f) stellt geeignete Rdume zeitweilig fiir sicherheitstechni-
sche und betriebsirztliche Tétigkeiten in ihren Rdum-
lichkeiten zur Verfiigung.

g) gewihrleistet dem sicherheitstechnischen und betriebs-
arztlichen Fachpersonal nach Absprache und unter Be-
achtung der schutzwiirdigen Belange der Dienststellen
den Zutritt zu allen Anlagen und Betriebsstitten.

3.3 Die Dienststellenleitung beteiligt die Betriebsérztin oder

den Betriebsarzt und die Fachkraft fiir Arbeitssicherheit des
Kompetenzzentrums an dem nach § 11 ASiG zu bildenden
Arbeitsschutzausschuss. Dieser setzt sich zusammen aus

- der Dienststellenleitung oder einer von ihr beauftragten
Person,

- zweil vom zustéindigen Personalrat benannten Personal-
ratsmitgliedern,

- dem Betriebsarzt oder der Betriebsirztin,

- der Fachkraft fiir Arbeitssicherheit und

- der oder dem Sicherheitsbeauftragten nach DGUV Vor-
schrift 1.

3.4 Die Sitzungen des Arbeitsschutzausschusses werden von der

Dienststellenleitung oder der von dieser beauftragten Person

4.

J—
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einberufen und geleitet. Unbeschadet der Festlegung in § 11
Satz 4 ASIiG ist unverziiglich eine Sitzung einzuberufen,
wenn mindestens zwei Mitglieder des Arbeitsschutzaus-
schusses dies schriftlich beantragen.

Pflichten des Kompetenzzentrums
Das Kompetenzzentrum

a) ibernimmt alle sich aus den Vorschriften des ASiG in
Verbindung mit der DGUYV Vorschrift 2 ergebenden si-
cherheitstechnischen und betriebsérztlichen Aufgaben.

b) berdt und unterstiitzt die Dienststellen bei der Bedarfs-
ermittlung sowie bei der Aufteilung der Einsatzstunden
fiir die Betriebsdrztinnen und Betriebsdrzte und Fach-
krifte fiir Arbeitssicherheit.

c) dokumentiert die erbrachten Leistungen in der Form ge-
méil Anlage 4.

d) erstellt jahrlich flir die Dienststellen einen Bericht iiber
die Erfiillung der tibertragenen Aufgaben sowie iiber die
Zusammenarbeit der Betriebsirztin oder des Betriebs-
arztes und der Fachkraft fiir Arbeitssicherheit gemdf § 5
DGUV Vorschrift 2.

e) arbeitet im Arbeitsschutzausschuss gemifl § 11 ASiG
mit und sichert die Teilnahme des Fachpersonals an den
vierteljahrlich einzuberufenden Sitzungen.

f) arbeitet bei der Aufgabenwahrnehmung mit den Dienst-
stellen zusammen und stellt insbesondere die gemaf
§§ 9 und 10 ASiG geforderte Zusammenarbeit zwischen
den Betriebsdrztinnen und Betriebsirzten, den Fach-
kréften fiir Arbeitssicherheit und dem Personalrat sicher.

g) stellt sicher, dass das eingesetzte Personal iiber die not-
wendige Fachkunde verfiigt und sich im erforderlichen
Umfang fortbildet, um jederzeit die sich aus dem ASiG
und den Bestimmungen der DGUV Vorschrift 2 erge-
benden Aufgaben zu allen Fragen der Sicherheit und des
Schutzes sowie der Forderung der Gesundheit der Be-
schiftigten einschlieflich einer menschengerechten Ge-
staltung der Arbeit erfiillen zu konnen.

4.2 Ein jéhrlicher Bericht tiber zusammenfassende Schwer-

5.

—

punkte und Erkenntnisse aus der Betreuungstitigkeit wird
vom Kompetenzzentrum erstellt und bis zum 31.03. des Fol-
gejahres im Intranet der Landesregierung zur Einsichtnah-
me zur Verfiigung gestellt.

Festlegung von Inhalt und Umfang betriebsirztlicher
und sicherheitstechnischer Betreuungsleistungen
Grundbetreuung

a) Die Grundbetreuung umfasst Basisleistungen, die kon-
tinuierlich anfallen. Das Kompetenzzentrum unterstiitzt
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im Rahmen der Grundbetreuung die Dienststellenlei-
tungen bei der Umsetzung ihrer im Arbeitsschutzgesetz
und anderen Rechtsvorschriften zum Arbeitsschutz fest-
gelegten Aufgaben und Pflichten.

b) Der Umfang der Grundbetreuung wird tiber die Zuwei-
sung zu einer von drei Betreuungsgruppen nach Ab-
schnitt 2 der Anlage 2 DGUV Vorschrift 2 bestimmt.

Gefdhr- | Betreuungs- | Einsatzzeit fiir die Grund-
dung gruppe | betreuung

(Summenwert fiir Betriebs-
arztinnen und -arzte und
Fachkrifte)

hoch I 2,5 Einsatzstunden pro Jahr
je Beschiftigte oder

Beschiftigten

mittel I 1,5 Einsatzstunden pro Jahr
je Beschiftigte oder

Beschiftigten

gering I 0,5 Einsatzstunden pro Jahr

je Beschiftigte oder

Beschiftigten

c) Die Betreuungsgruppe ist aus der Betriebsart, die nach
der in Deutschland geltenden Klassifikation der Wirt-
schaftszweige (WZ-2008) festgelegt wird, zu ermitteln.
Eine Orientierungshilfe gibt der Auszug fiir die Unfall-
kasse Brandenburg aus der Klassifikation der Wirt-
schaftszweige in Abschnitt 4 der Anlage 2 DGUV Vor-
schrift 2.

d) Ergibt sich die Betriebsart nicht zweifelsfrei aus der in
Buchstabe ¢ genannten Orientierungshilfe, ist die Zu-
ordnung mit dem Kompetenzzentrum abzustimmen.

e) Die Einsatzzeit fiir die Grundbetreuung errechnet sich
durch Multiplikation der Beschiftigtenzahl mit dem
gruppenspezifischen Stundenfaktor.

f) Die Grundbetreuungszeit ist nach den vorliegenden spe-
zifischen Gefahrdungen bedarfsgerecht in betriebsérzt-
liche und sicherheitstechnische Leistungen aufzuteilen.
Der Mindestanteil fiir eine der beiden Disziplinen be-
triagt jeweils 20 Prozent, mindestens aber 0,2 Stunden
pro Jahr und Beschéftigte oder Beschiftigten.

g) Bei Beschiftigten mit unterschiedlichen Téatigkeiten ist
die iberwiegend ausgeiibte Tatigkeit zugrunde zu legen.

5.2 Betriebsspezifischer Teil der Betreuung

a) Die Dienststellenleitung ermittelt den betriebsspezifi-
schen Betreuungsbedarf nach Anhang 4 der DGUV Vor-
schrift 2 jahrlich oder hdufiger nach Anlass. (Die An-
hiange der DGUV Vorschrift 2 sind im Amtsblatt nicht
verdffentlicht. Die DGUV Vorschrift 2 ist als Download
oder Druckschrift bei der Unfallkasse Brandenburg kos-
tenlos erhéltlich).

b) Die Dienststellenleitung priift die Aufgabenfelder hin-

sichtlich ihrer Relevanz fiir die betriebsarztliche und si-
cherheitstechnische Betreuung regelmifig, insbesonde-
re nach wesentlichen Anderungen. Als Priifgrundlage
sind der betriebsirztliche und sicherheitstechnische Jah-
resbericht sowie Erfahrungen aus den Vorjahren heran-
zuziehen.

¢) Leistungsumfang und Personalaufwand werden anhand
von Auslése- und Aufwandskriterien getrennt fiir Be-
triebsdrztin oder Betriebsarzt und Fachkraft fiir Arbeits-
sicherheit festgelegt.

d) Betriebsérztinnen und Betriebsirzte und Fachkrifte fiir
Arbeitssicherheit unterstiitzen und beraten die Dienst-
stellenleitung bei der Bedarfsermittlung, sofern sie sys-
tematisch iiber Planungen und Verdnderungen infor-
miert und in diese Prozesse eingebunden werden.

e) Die Betreuungsleistungen sollen anhand der Aufwands-
kriterien konkret auf die Bediirfnisse der Dienststelle
zugeschnitten werden. Die Zuordnung der betriebsérzt-
lichen und sicherheitstechnischen Leistungen ergibt
sich aus der benétigten Fachkompetenz und den betrieb-
lichen Bedingungen. Leistungen kdnnen iiber einen 14n-
geren Zeitraum zum Beispiel auch in Form von Projek-
ten definiert werden.

6 Unabhingigkeit bei der Anwendung der Fachkunde (vgl.
§ 8ASIG)

6.1 Konnen sich Betriebsarztinnen und -arzte oder Fachkrifte
fiir Arbeitssicherheit {iber eine von ihnen vorgeschlagene ar-
beitsmedizinische oder sicherheitstechnische MafBinahme
mit der oder dem Verantwortlichen fiir die Wahrnehmung
von Arbeitgeberpflichten der Dienststelle nicht verstindi-
gen, so soll der Vorschlag unmittelbar der Dienststellenlei-
tung unterbreitet werden.

6.2 Lehnt die Dienststellenleitung den Vorschlag ab, so ist dies
der oder dem Vorschlagenden schriftlich mitzuteilen und zu
begriinden; der Personalrat der Dienststelle erhdlt eine Ab-
schrift.

6.3 Die Ablehnung des Vorschlags soll in einer Sitzung des Ar-
beitsschutzausschusses erortert werden.

6.4 Bei Aufrechterhaltung der Ablehnung kann der Personalrat
gegen die Entscheidung der Dienststellenleitung die fiir den
Arbeitsschutz zustidndige oberste Landesbehorde anrufen.

7 Einvernehmenserklirung

Die Landtagsverwaltung, der Landesrechnungshof, das
Verfassungsgericht des Landes Brandenburg, die Landes-
beauftragte fiir den Datenschutz und fiir das Recht auf
Akteneinsicht und die Beauftragte des Landes Brandenburg
zur Aufarbeitung der Folgen der kommunistischen Diktatur
haben ihr Einvernehmen mit den Inhalten dieses Erlasses
erklart.
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8 Inkrafttreten, AuBlerkrafttreten

Dieser Erlass tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2015 in Kraft.
Gleichzeitig tritt der Erlass der Landesregierung zu den Aus-
fithrungsvorschriften tiber die Gewéhrleistung eines arbeits-
medizinischen und sicherheitstechnischen Dienstes in den
Dienststellen des Landes Brandenburg vom 7. Juni 1994
(ABL. S. 1010) auBer Kraft.

Anlage 1 zur AV ASiG
Dienststellen im Sinne von Nummer 1.1 AV ASiG
1. Oberste Landesbehorden im Sinne von §§ 5 und 10 LOG
2. Landesoberbehdrden im Sinne von §§ 7 und 10 LOG

3. Untere Landesbehdrden im Sinne von §§ 8 und 10 LOG
(mit Ausnahme der Landritinnen und Landrite sowie der
Oberbiirgermeisterinnen und Oberbiirgermeister als allge-
meine untere Landesbehdrden)

4. Einrichtungen des Landes und Landesbetriebe im Sinne von
§§ 9 und 10 LOG

5. Sonstige Dienststellen

- Landtagsverwaltung

- Landesbeauftragte zur Aufarbeitung der Folgen der
kommunistischen Diktatur (LAKD)

- Landesrechnungshof

- Landesbeauftragte fiir den Datenschutz und fiir das
Recht auf Akteneinsicht

- Verfassungsgericht des Landes Brandenburg

- Gerichte

- Staatsanwaltschaften
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Anlage S zur AV ASiG

In der ersten Stufe zu betreuende Organisationseinheiten
im Sinne von Nummer 2.3 AV ASiG

Geschiftsbereich des Ministerpréasidenten (Staatskanzlei)

- Vertretung des Landes Brandenburg beim Bund (LV BB)
Berlin

Minister der Justiz und fiir Europa und Verbraucherschutz
(MdJEV)

Minister des Innern und fiir Kommunales (MIK)

Minister fiir Landliche Entwicklung, Umwelt und Landwirt-
schaft (MLUL)

- Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz/Dienstort Potsdam

- Landesamt fiir Landliche Entwicklung, Landwirtschaft und
Flurneuordnung (LELF) - Dienstsitz Potsdam

- Landesbetrieb Forst Brandenburg (LFB) - Oberforsterei
Potsdam

Ministerium der Finanzen (MdF)

- Landeshauptkasse (LHK)
- Finanzamt Potsdam

Ministerium fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Fami-
lie (MASGF)

- Landesamt fiir Arbeitsschutz - Zentralbereich/RB West -
Dienstort Potsdam

- Landesamt fiir Soziales und Versorgung - Versorgungsamt/
Integrationsamt/Aufsicht fiir unterstiitzende Wohnformen
(AuBenstelle Potsdam)

- Brandenburgisches Landesinstitut fiir Rechtsmedizin (BLR)

Ministerium fiir Bildung, Jugend und Sport (MBJS)

- Brandenburgische Landeszentrale fiir politische Bildung
(BLzpB)

Ministerium fiir Infrastruktur und Landesplanung (MIL)

- Landesamt fiir Bauen und Verkehr (LBV) - Aufienstelle
Potsdam

Ministerium fiir Wirtschaft und Energiec (MWE)

Ministerium fiir Wissenschaft, Forschung und Kultur (MWFK)
- Brandenburgisches Landeshauptarchiv (BLHA)

Sonstige Organisationseinheiten

- Landtagsverwaltung

- Landesbeauftragte zur Aufarbeitung der Folgen der kom-
munistischen Diktatur (LAkKD)

- Landesrechnungshof (LRH)

- Landesbeauftragte fiir den Datenschutz und fiir das Recht
auf Akteneinsicht (LDA)

- Verfassungsgericht des Landes Brandenburg

Gewihrung von Beihilfen fiir Mainahmen
zur Tierseuchenverhiitung und -bekdmpfung
sowie zur Verbesserung der Tiergesundheit

Erlass des Ministeriums der Justiz
und fiir Europa und Verbraucherschutz
Vom 7. April 2015

Die Gewihrung dieser Beihilfen ist nach Artikel 14, nach Arti-
kel 26 sowie nach Artikel 27 Absatz 1 Buchstabe ¢ der Verord-
nung (EU) Nr. 702/2014 der Kommission vom 25. Juni 2014 zur
Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Arten von Beihilfen
im Agrar- und Forstsektor und in landlichen Gebieten mit dem
Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Ver-
trags iliber die Arbeitsweise der Europdischen Union von der
Pflicht zur beihilferechtlichen Anmeldung nach Artikel 108 Ab-
satz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europiischen
Union (AEUV) freigestellt.'

1 Beihilfeempfinger

Die Beihilfen werden kleinen und mittleren Unternehmen
im Sinne von Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 702/2014
gewihrt, die aktiv in der Primarproduktion landwirtschaft-
licher Erzeugnisse tdtig sind.

2 Ausschlusstatbestinde
Beihilfen werden nicht gewéhrt

a) im Zusammenhang mit Tierseuchen, die nicht in der Lis-
te der Krankheiten der Anhdnge [ und II der Verordnung
(EU) Nr. 652/2014 und der Liste des Internationalen
Tierseuchenamtes (World Organisation for Animal
Health [OIE]) aufgefiihrt sind,

b) im Zusammenhang mit Tierseuchen oder Tierkrankhei-
ten, fiir die es keine gemeinschaftsrechtliche Grundlage,
einzelstaatliche Rechtsvorschrift oder ein regionales 6f-
fentliches Programm zur Verhiitung, Bekdmpfung oder
Tilgung der betreffenden Seuche oder Krankheit gibt,

¢) im Zusammenhang mit Tierseuchen, fiir deren Bekdmp-
fung das Gemeinschaftsrecht spezifische Abgaben vor-
sieht,

d) fir MalBnahmen, deren Kosten nach dem Gemein-
schaftsrecht von den landwirtschaftlichen Betrieben
selbst zu tragen sind,

e) an Beihilfeempfinger, bei denen es sich um Unterneh-
men in Schwierigkeiten im Sinne von Artikel 2 Absatz 14
der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 handelt, soweit es
sich nicht um Beihilfen gemif Artikel 26 Absatz 8 und 9
der Verordnung handelt, oder die einer Riickforderungs-
anordnung aufgrund eines fritheren Beschlusses der
Kommission zur Feststellung der Unzuldssigkeit einer
Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnen-
markt nicht nachgekommen sind.

Die Kurzbeschreibung fiir die Laufzeit vom 1. Juni 2015 bis 31. Dezember
2020 ist unter der Nummer SA.40543(2015/XA) von der Europdischen Kom-
mission registriert.
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3 Gegenstand der Beihilfe

Gemal § 8 Absatz 1 Nummer 2, 4 und 6 und § 19 Absatz 1
Nummer 3 des Gesetzes zur Ausfithrung des Tiergesund-
heitsgesetzes (AGTierGesG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 17. Dezember 2001 (GVBI. 2002 I S. 14)
in Verbindung mit § 2 der Verordnung zur Durchfiihrung
des Gesetzes zur Ausfiihrung des Tiergesundheitsgesetzes
(AGTierGesGDV) vom 11. Dezember 2014 (GVBL. II Nr. 90)
werden in folgenden Fillen Beihilfen gewahrt:

3.1 Probenahmen nach Anweisung oder Anordnung des Veteri-

ndr- und Lebensmitteliiberwachungsamtes zur Untersu-
chung auf

a) Brucellose
aa) bei Rindern geméif der Brucellose-Verordnung,

bb) bei Schweinen gemil} der Brucellose-Verordnung
und

cc) bei Schafen und Ziegen gemél der Brucellose- Ver-
ordnung und des auf der Grundlage der Richtli-
nie 91/68/EWG erstellten Stichprobenplanes fiir
Deutschland zum Nachweis der Brucellosefreiheit
gemdl Entscheidung 93/52/EWG,

b) Enzootische Leukose gemif der Rinder-Leukose-Ver-
ordnung,

c) Bovine-Herpesvirus-Typ-1(BHV1)-Infektionen bei Rin-
dern gemaB der BHV1-Verordnung,

d) Aujeszkysche Krankheit bei Schweinen gemif der Ver-
ordnung zum Schutz gegen die Aujeszkysche Krankheit,

e) Schweinepest und Afrikanische Schweinepest gemal
der Schweinepest-Verordnung und auf der Grundlage
des in der jeweils durch Beschluss der Kommission ge-
nehmigten Plans zur Tilgung der Klassischen Schweine-
pest in Deutschland,

f) Maedi/Visna bei Schafen nach Maligabe einer vom fiir
das Veterindrwesen zustdndigen Ministerium erlassenen
Richtlinie zur Bekdmpfung der Maedi/Visna und zur Sa-
nierung infizierter Milchschafbestinde,

g) Caprine Arthritis-Encephalitis bei Ziegen nach Maf3ga-
be einer vom fiir das Veterindrwesen zustindigen Minis-
terium erlassenen Richtlinie zur Bekdmpfung der Capri-
nen Arthritis-Encephalitis und Sanierung infizierter
Ziegenbestinde,

h) Blauzungenkrankheit gemaf Verordnung zur Durchfiih-
rung gemeinschaftsrechtlicher Vorschriften iiber Mal3-
nahmen zur Bekimpfung, Uberwachung und Beobach-
tung der Blauzungenkrankheit,

i) Paratuberkulose nach Mafigabe einer vom fiir das Vete-
rindrwesen zustdndigen Ministerium erlassenen Richtli-
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nie zur Bekdmpfung der Paratuberkulose in Rinderbe-
stdnden.

3.2 Probenahme zur Statuserhebung und Aufrechterhaltung des
Status nach Maf3gabe einer vom fiir das Veterindrwesen zu-
stindigen Ministerium erlassenen Richtlinie zur Feststel-
lung und Uberwachung der Schweinebestinde auf Unver-
dachtigkeit von Seuchenhaftem Spétabort der Schweine
(PRRS).

3.3 Untersuchung der Rinder auf Tuberkulose nach Anordnung
des Amtstierarztes gemaf der Tuberkulose-Verordnung in
der geltenden Fassung einschlieBlich der Kosten fiir Tuber-
kulin, sofern die Beschaffung und Verteilung iiber die Task
Force Tierseuchenbekédmpfung des Landes Brandenburg er-
folgt.

3.4 amtlich angeordnete Impfungen gegen

a) Maul- und Klauenseuche gemél3 der Verordnung zum
Schutz gegen die Maul- und Klauenseuche und

b) Schweinepest gemél der Schweinepest-Verordnung.
3.5 Kennzeichnungsmittel
a) zur Kennzeichnung der Schweine,

b) zur Ohrgewebegewinnung im Rahmen der Bovinen Vi-
rusdiarrhoe(BVD)-Diagnostik,

c) zur elektronischen Kennzeichnung von Schafen und
Ziegen nach Viehverkehrsverordnung.

3.6 Laboruntersuchungen

a) von Proben, diec gemil § 19 Absatz 1 Nummer 3
AGTierGesG vom Amtstierarzt oder dessen Beauftrag-
ten auf der Grundlage von Rechtsvorschriften einge-
sandt werden,

b) im Rahmen eines von der Task Force des Landes Bran-
denburg bestitigten Planes zur Bekdmpfung der Schwei-
nesalmonellose nach der Schweine-Salmonellen-Ver-
ordnung,

c) zur Genotypisierung der Schafe auf TSE-Resistenz, die
iber die in den §§ 2 und 7 der Verordnung zur Festle-
gung der Mindestanforderungen an die Ziichtung auf
Resistenz gegen transmissible spongiforme Enzephalo-
pathien bei Schafen vorgeschriebenen Untersuchungen
hinausgehen,

d) gemil Anlage zur Kldrung der Abortursachen bei Pfer-
den, Rindern, Schweinen, Schafen, Ziegen und Wild-
klauentieren,

e) nach MalBgabe einer vom fiir das Veterindrwesen zu-
stindigen Ministerium erlassenen Richtlinie zur Be-
kdmpfung der Paratuberkulose in infizierten Rinderbe-
stinden,
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f) anTierkérpern von verendeten Pferden, Rindern, Schwei-
nen, Schafen, Ziegen und Wildklauentieren, soweit die
Untersuchungen im Landeslabor Berlin-Brandenburg
durchgefiihrt werden und diagnostische Untersuchun-
gen auf Tierseuchen geméf den Anhdngen I und II der
Verordnung (EU) Nr. 652/2014 oder der Liste der
Krankheiten des internationalen Tierseuchenamtes um-
fassen. Die Kosten fiir dariiber hinausgehende Untersu-
chungsleistungen sind vom Tierhalter zu tragen.

g) zum Ausschluss falsch positiver Salmonellenbefunde in
Legehennenbestdnden entsprechend Probenahmeproto-
koll gemdf3 Anhang II Abschnitt D Nummer 4 Buchsta-
be b Ziffer iii der Verordnung (EG) Nr. 2160/2003,

h) nach Maligabe einer vom fiir das Veterindrwesen zu-
stdndigen Ministerium erlassenen Richtlinie zur Fest-
stellung und Uberwachung der PRRS-Unverdichtigkeit
von Schweinebesténden.

3.7 Impfstoff zur Impfung von Junghiihnern bis zur 18. Lebens-

woche gegen Salmonella enteritidis in Bestdnden ab
250 Tiere zur Junghennenaufzucht fiir Legehennenbetriebe
zum Zwecke der Konsumeierproduktion sowie fiir Gallus
gallus-Zuchttiere und Putenelterntiere in Zuchtbestéinden ab
250 Zuchttiere zur Impfung gegen Salmonella enteritidis
und Salmonella typhimurium.

3.8 BVD-Virus-positive Kélber, die nach der Geburt mittels

Ohrstanzprobe untersucht und innerhalb von 14 Tagen nach
Befundzugang auf der Grundlage des § 5 der BVD-Verord-
nung aus dem Bestand entfernt wurden.

3.9 Transportkosten fiir die Entfernung von Tierkérpern von

5.

—

verendeten Pferden, Rindern, Schweinen, Ziegen, Schafen
und Wildklauentieren zum Landeslabor Berlin-Branden-
burg (LLBB, Standort Frankfurt (Oder)) zur pathologisch-
anatomischen Untersuchung, sofern der Transport durch ein
im Einvernehmen mit der Tierseuchenkasse benanntes Un-
ternehmen durchgefiihrt wird.

Ubertragung der amtlichen Untersuchungen und Probe-
nahmen

Die Veterindr- und Lebensmitteliiberwachungsdmter konnen
gemil § 24 Absatz 2 TierGesG praktizierende Tierdrzte mit
der Wahrnehmung der amtlichen Untersuchungen, Impfun-
gen und Probenahmen beauftragen. Die Auswahl der Tierérz-
te obliegt dem Amtstierarzt nach pflichtgemaBem Ermessen.

Hohe der Beihilfen

Beihilfen in den Fillen der Nummer 3 werden ohne Mehr-
wertsteuer in nachfolgender Hohe gewahrt:

Blut-Probenahmen (Rind/Schwein/Schaf/Ziege)
Rind, Schaf, Ziege
1. bis 10. Tier, j& TIer ...ccceeeveeereiriiieereeeeeeine 3,00 Euro

11. bis 100. Tier, je Tier ... 2,30 Euro
jedes Weitere TIer ....veveveieriereeieeeeeeeeeeeeeens 1,70 Euro

Mutterkuhbestand in Freilandhaltung

1. bis 10. Tier, je Tier ...ccevveeereerieiereieseeeeeenene 4,50 Euro
11. bis 100. Tier, j& Tier ...cocceeveereereerierieriereeeienane 2,80 Euro
jedes Weitere TIeT ..c..eeuveeeievienerinenceeeeceeeene 2,00 Euro
Schwein
1. bis 10. Tier, je Tier ...ccoevveveereerieiereresieeeeeenene 3,00 Euro
11. bis 30. Tier, je Tier ...ccceevveeerierienererieeeeeeene 2,60 Euro
jedes Weitere TIeT ......c.eeevueeieieieieneneneceeeenne 1,80 Euro
Bestandsbesuch einschlielich Wegegeld .......... 26,00 Euro
5.2 Amtlich angeordnete Impfungen Rind, Schwein, Schaf, Zie-
ge (ohne Impfstoff)
in Bestinden mit bis zu 10 Tieren, je Tier ........... 1,40 Euro
in Bestdnden mit mehr als 10 Tieren, je Tier ........ 1,00 Euro
Bestandsbesuch einschlieSlich Wegegeld ......... 26,00 Euro

5.3 Tuberkulinisierung (ohne Tuberkulin)

einschlieBlich Nachschau, Befundlisten .............. 4,50 Euro
bei Durchfiihrung des Simultantests ................... 6,75 Euro
Bestandsbesuch einschlieSlich Wegegeld ......... 26,00 Euro

5.4 Laboruntersuchungen

- gemidl § 19 Absatz 1 Nummer 3 AGTierGesG in Hohe
der Untersuchungskosten, einschlieBlich Diagnostika,

- zur PRRS-Bekdmpfung in Hohe der vereinbarten Ge-
biihren fiir serologische und virologische Untersuchun-
gen, hochstens 500 Euro/Jahr fiir Besamungsstationen
und hochstens 300 Euro/Jahr fiir Zucht-, Aufzucht- und
Mastbestinde,

- zur Bekdmpfung der Salmonellose beim Schwein in H6-
he der vereinbarten Gebiihren, hochstens 500 Euro je
Betrieb und Kalenderjahr,

- zur Genotypisierung der Schafe auf TSE-Resistenz in
Hohe der Untersuchungskosten, hochstens 10 Euro je
Tier,

- zur Abkldrung von Aborten in Héhe der in der Anlage
festgelegten Untersuchungskosten fiir die entsprechen-
den Untersuchungsspektren,

- zur Paratuberkulosebekdmpfung in Hohe der Untersu-
chungskosten geméil Preisliste des Landeslabors Berlin-
Brandenburg,

- an Tierkdrpern von verendeten Rindern, Schweinen,
Pferden, Schafen, Ziegen und Wildklauentieren auf
Tierseuchen geméf den Anhdngen I und II der Verord-
nung (EU) Nr. 652/2014 oder der Liste der Krankhei-
ten des internationalen Tierseuchenamtes, hochstens
2 000 Euro je Betrieb, Tierart und Kalenderjahr und
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- von Schale und Inhalt von 4 000 Eiern auf Salmonellen
in Hohe der Untersuchungskosten, hochstens 8 135 Eu-
ro je Betrieb und Kalenderjahr unter der Voraussetzung,
dass ein betriebseigenes Qualititssicherungssystem mit
MaBnahmen zur Vermeidung der Ein- und Verschlep-
pung von Salmonellen zur Anwendung kommt.

5.5 Kennzeichnungsmittel
- Ohrmarken von Schweinen in voller Hohe,

- Ohrmarken zur Ohrgewebegewinnung im Rahmen der
BVD-Diagnostik in Héhe des Differenzbetrages zur
Ohrmarke nach § 27 Absatz 3 der Viehverkehrsverord-
nung,

- Ohrmarken oder Bolus zur elektronischen Kennzeich-
nung von Schafen und Ziegen zur Zucht in Hohe von
1,30 Euro je elektronisches Kennzeichen.

5.6 Bereitstellung von Milchproben je Milchprobe zur Untersu-
chung auf Brucellose, Leukose, BHVTI ........ in voller Hohe

Bereitstellung der Daten je Milcherzeuger und je Bereitstel-
Iung flir BHVT ..o in voller Hohe

5.7 Merzungsbeihilfen

Gemerzte Tiere geméf Nummer 3.8,
JETICT i 100,00 Euro

5.8 Transportkosten fiir Tiere, die der Nummer 5.4 siebenter An-
strich unterfallen, in voller Hohe.

6 Beihilfeberechtigte, Beihilfeverfahren

Voraussetzung fiir die Gewidhrung der Beihilfe ist das Stel-
len eines schriftlichen Antrags mit dem Inhalt nach Artikel 6
Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 vor Beginn der
Arbeiten fiir das Vorhaben oder die Tatigkeit.

Begiinstigte der Mafinahmen gemaf Nummer 3 des Erlasses
sind die Tierhalter, denen die Beihilfen in Form vergiinstig-
ter Sach- und Dienstleistungen nach folgenden Verfahren
gewiahrt wird:

Die in den Fillen der Nummern 3.1 bis 3.6 Buchstabe b bis
h und der Nummer 3.9 entstandenen Kosten werden dem
jeweiligen Dienstleistungserbringer, im Falle der Num-
mern 3.7 und 3.8 dem Tierhalter von der Tierseuchenkasse
erstattet. In den Féllen der Nummer 3.6 Buchstabe b wird die
Beihilfe fiir hochstens drei Jahre gewéhrt. Die sachliche
Richtigkeit der Rechnungen bezichungsweise der entspre-
chenden Auftrdge und Leistungsnachweise ist durch den zu-
stindigen Amtstierarzt, in den Féllen der Nummer 3.6 Buch-
stabe b, c, d, e, f, g und h durch die Task Force des Landes
Brandenburg bestitigen zu lassen.

Die im Falle der Nummer 3.6 Buchstabe a entstandenen
Kosten werden dem Dienstleistungserbringer vom Land
Brandenburg erstattet.

Gemal Artikel 26 Absatz 6 Satz 2 der Verordnung (EU)
Nr. 702/2014 werden die Beihilferegelungen binnen drei
Jahren, nachdem die durch die Tierseuche verursachten Kos-
ten oder Verluste entstanden sind, eingefiihrt. Die Beihilfen
werden binnen vier Jahren nach dem genannten Zeitpunkt
ausgezahlt.

Kostenbeteiligung

Das Land Brandenburg beteiligt sich an den der Tierseu-
chenkasse geméll Nummer 6 entstandenen Kosten, fiir die
ein besonderes Landesinteresse festgestellt ist, im Rahmen
verfiigbarer Haushaltsmittel.

Inkrafttreten, AuBlerkrafttreten, Geltungsdauer

Dieser Erlass tritt am 1. Juni 2015 in Kraft und gilt bis
31. Dezember 2020. Gleichzeitig tritt der Erlass des Minis-
teriums fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
vom 7. Januar 2015 (ABL. S. 90) auf3er Kraft.

Anlage
Laboruntersuchungen zur Abortabkliarung
Tierart Untersuchungsmaterial Untersuchungsspektrum Verfahren Kosten
Rind Foten Coxiella burnettii PCR 137,30 Euro
Schwein Foten PRRS PCR 137,30 Euro
Blut/Muttertier PRRSV-Ak ELISA 4,90 Euro
Schafe, Ziegen, Foten Coxiella burnettii PCR 180,20 Euro
Wildklauentiere Chlamydien
Blut/Muttertier Coxiella-Ak ELISA 9,80 Euro
Chlamydien-Ak
Pferd Foten EAV Virusanz. 165,10 Euro
EHV-1
Blut EHV-1-Ak SNT 10,00 Euro
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Durchfiihrung eines Volksbegehrens

Bekanntmachung des Landesabstimmungsleiters
Vom 22. Mai 2015

Die Vertreter der ,,Volksinitiative gegen Massentierhaltung® ha-
ben fristgemal die Durchfithrung eines Volksbegehrens ver-
langt. Die Landesregierung oder ein Drittel der Mitglieder des
Landtages Brandenburg haben innerhalb der Frist des § 13 Ab-
satz 3 des Volksabstimmungsgesetzes keine Klage gegen die Zu-
lassigkeit des Volksbegehrens anhidngig gemacht.

Das Volksbegehren kann durch alle stimmberechtigten Biirge-
rinnen und Biirger ab dem 15. Juli 2015 bis zum 14. Januar 2016
durch Eintragung in die amtlichen Eintragungslisten oder durch
briefliche Eintragung auf den Eintragungsscheinen unterstiitzt
werden. Néheres wird durch die drtlichen Abstimmungsbehor-
den offentlich bekannt gemacht.

Das verlangte Volksbegehren hat folgenden Wortlaut:
» Yolksinitiative gegen Massentierhaltung“

I.  Wir, die Unterzeichnerinnen und Unterzeichner, fordern den
Landtag nach Art. 76 der Verfassung des Landes Branden-
burg (Volksinitiative Brandenburg) auf, alle rechtlichen
Moglichkeiten zu nutzen, um die stetige Ausbreitung der
Massentierhaltungsanlagen in Brandenburg zu unterbinden.

Der Landtag moge beschliefen:

e ausschlieBlich die artgerechte Haltung von Tieren
finanziell zu fordern und dies in entsprechenden
Rechtsvorschriften zu verankern,

e die Landesregierung aufzufordern, das Abschneiden
(,,Kupieren®) von Schwiinzen und Schnébeln zu ver-
bieten, hierfiir auch keine Ausnahmegenehmigungen zu
erteilen und die Aufstallung von kupierten Tieren in
Brandenburger Stillen zu untersagen,

e den Schutz der Tiere im Land Brandenburg durch die
Berufung eines/einer Landestierschutzbeauftragten
zu stirken und den Tierschutzverbinden Mitwir-
kungs- und Klagerechte zum Wohl der Tiere einzuriu-
men, damit der im Grundgesetz verankerte Tierschutz
wirksam umgesetzt wird.

II. Weiterhin fordern wir den Landtag auf, sich bei der Landes-
regierung fiir die Einbringung eines Gesetzentwurfs in den
Bundesrat einzusetzen, um auf Bundesebene:

» eine Verschiarfung des Immissionsschutzrechtes zu
erwirken, um Menschen vor Belastungen durch Geriiche

und Bioaerosole (insb. Keime, Endotoxine und Pilze)
und Okosysteme vor Ammoniakbelastungen und ande-
ren Immissionen wirksam zu schiitzen,

e die Diingemittelverordnung zu novellieren, um die
Nibhrstoffiiberschiisse in der Landwirtschaft wirksam
zu begrenzen,

» den Antibiotikaeinsatz in der Tierhaltung zu reduzieren,
insbesondere durch eine liickenlose Dokumentation der
Antibiotikagabe und die Durchsetzung der Einzeltier-
behandlung bei Krankheiten,

» das Selbstbestimmungs- und Mitspracherecht der
Kommunen in Genehmigungsverfahren fiir Anlagen
der Massentierhaltung zu stirken, insbesondere das ge-
meindliche Einvernehmen nach § 36 BauGB als Ermes-
sensentscheidung auszugestalten.

Namen und Anschriften der Vertreter und Stellvertreter:

Vertreter: Stellvertreter:
Holger Ackermann Marianne Frey
Philadelphiaer Straf3e 2 Dorfaue Saalow 2
15859 Storkow (Mark), 15838 Am Mellensee,
OT Grof3 Schauen OT Saalow

Jochen Fritz
Hoher Weg 10

Dr. med. Knut Horst
Finkenweg 1

14542 Werder (Havel) 14612 Falkensee
Axel Kruschat PD Dr. Werner Kratz
Inselhof 9 Himbeersteig 18
14478 Potsdam 14129 Berlin

Ellen Schiitze Benjamin Raschke
Kurzer Weg 1 A Hauptstraf3e 4

16727 Oberkramer, 15910 Schonwald,
OT Biérenklau OT Schonwalde
Inka Thunecke Dr. Wilhelm Schikel
Dorfstralie 22 a Birkenallee 12
16866 Gumtow, 16909 Wittstock/Dosse,
OT Schonhagen OT Zempow
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Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das geplante Vorhaben Errichtung und
Betrieb einer Biogasanlage mit einer
Biogasaufbereitungsanlage und Einspeisungsanlage
in 15295 Brieskow-Finkenheerd

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 9. Juni 2015

Die UDI Biogas Finkenheerd GmbH & Co. KG, Kellerweg 12 in
91154 Roth beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grundstiick
15295 Brieskow-Finkenheerd in der Gemarkung Brieskow-Fin-
kenheerd, Flur 2, Flurstiick 402 (Landkreis Oder-Spree) fiir
die geplante Errichtung und Betrieb einer Biogasanlage mit
einer Biogasaufbereitungsanlage und einer Einspeisungsanlage
(AZ: G06013).

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.15V des
Anhanges 1 der Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen (BImSchG) sowie um ein Vorhaben der Nummer 1.11.1.1
Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes liber die Umweltvertraglich-
keitspriifung (UVPG).

Nach § 3c Satz 1 UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine
allgemeine Vorpriifung des Einzelfalls durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte auf Antrag vor dem Beginn des eigent-
lichen Genehmigungsverfahrens auf der Grundlage der vom
Vorhabenstriager vorgelegten Unterlagen sowie eigener Infor-
mationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbststindig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden
Unterlagen konnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung
unter der Telefonnummer 0335 560-3182 wihrend der Dienst-
zeiten im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz, Regionalabteilung Ost, Genehmigungsverfahrensstelle,
Zimmer 103, Miillroser Chaussee 50, 15236 Frankfurt (Oder)
eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorgiinge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
20. November 2014 (BGBI. I S. 1740)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBL. I S. 973, 3756),
zuletzt gedndert durch Artikel 3 der Verordnung vom 28. April
2015 (BGBL. I S. 670)

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des Gesetzes vom
25. Juli 2013 (BGBI. I S. 2749)

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Ost
Genehmigungsverfahrensstelle

Wesentliche Anderung einer Anlage zur zeitweiligen
Lagerung und Behandlung von gefihrlichen Abféllen
in 15749 Mittenwalde

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 9. Juni 2015

Die Firma Nehlsen GmbH & Co. KG, Hiittenstrale 5 in
28237 Bremen beantragt die Genehmigung nach § 16 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) fiir die wesentliche
Anderung der Anlage zur zeitweiligen Lagerung und Behand-
lung von geféhrlichen Abfillen (Abfallbehandlungsanlage)
auf den Grundstiicken Dahmestrae 15 in 15749 Mittenwalde,
Flur 13, Flurstiicke 123/8,123/9,123/10,123/12,128/8,128/9,
129/6, 446 und 447.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung einer
weiteren Halle fiir die Annahme, Konditionierung und Zwischen-
lagerung von geféhrlichen Abfdllen. Dadurch wird die Gesamt-
lagerkapazitdt von 800 t auf 2.500 t erhoht. Die die Halle umge-
benden Freiflichen werden bituminds befestigt. Mit Schaffung
der neuen Behandlungs- und Lagerkapazititen erfolgt eine Neu-
strukturierung der Lagerbereiche und Entflechtung der Behand-
lungsverfahren.

Die Inbetriebnahme der Anlage ist im 4. Quartal 2015 geplant.
Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehorigen Unterlagen
werden einen Monat vom 17.06.2015 bis einschliefilich
16.07.2015 im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz, Regionalabteilung Siid, Genehmigungsverfah-
rensstelle, Von-Schon-Straf3e 7 in 03050 Cottbus, Zimmer 4.27
und in der Stadtverwaltung Mittenwalde (Rathaus) im Bauamt
Zimmer 13, Rathausstralie 8 in 15749 Mittenwalde ausgelegt
und konnen dort wiahrend der Dienststunden von jedermann ein-
gesehen werden.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben kénnen wihrend der Ein-
wendungsfrist vom 17.06.2015 bis einschliefilich 30.07.2015
schriftlich bei einer der vorgenannten Stellen erhoben werden.
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen aus-
geschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen.
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Erorterungstermin

Der Erorterungstermin ist am 09.09.2015 um 10:00 Uhr im
Festsaal des Schiitzenvereins Gallun, Motzener Strafie 25 a
in 15749 Mittenwalde OT Gallun vorgesehen. Kann die Eror-
terung an diesem Tag nicht abgeschlossen werden, wird der Er-
orterungstermin an den folgenden Werktagen fortgesetzt. Wur-
den keine Einwendungen bzw. die Einwendungen nicht form-
und fristgerecht erhoben, findet kein Erdrterungstermin statt.

Soweit gegeniiber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, trifft die Genehmigungsbehérde
nach Ablauf der Einwendungsfrist eine Ermessensentscheidung
dariiber, ob die erhobenen Einwendungen einer Erdrterung be-
diirfen. Diese Entscheidung wird gesondert &ffentlich bekannt
gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass die formgerecht er-
hobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers
oder von Personen, die Einwendungen erhoben haben, erdrtert
werden.

Hinweise

Die Einwendungen werden dem Antragsteller sowie den Fach-
behorden, deren Aufgabenbereich beriihrt wird, bekannt gege-
ben. Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn
diese zur ordnungsgemifBen Durchfiihrung des Genehmigungs-
verfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der Entschei-
dung iiber die Einwendungen kann durch 6ffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden.

Nach § 3¢ UVPG wurde fiir das Vorhaben eine allgemeine Vor-
priifung des Einzelfalls zum Erfordernis einer Umweltvertrag-
lichkeitspriifung (UVP) durchgefiihrt. Im Ergebnis dieser Vor-
priifung wurde festgestellt, dass keine UVP-Pflicht besteht.

Die Feststellung ist nicht selbststindig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen kdnnen im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz, Regionalabteilung Siid, Genehmigungsverfah-
rensstelle, Zimmer 427, Von-Schon-Strafie 7 in 03050 Cottbus
eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerédusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. No-
vember 2014 (BGBI. I S. 1740) geéndert worden ist

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBI. I S. 973, 3756),
die zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung vom 28. April 2015
(BGBI.IS. 670) gedndert worden ist

Neunte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBI. I S. 1001), die zuletzt durch Artikel 5 der Ver-

ordnung vom 28. April 2015 (BGBI. I S. 670) geéndert worden
ist

Gesetz tiber die Umweltvertriglichkeitsprifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juli
2013 (BGBI. I S. 2749) gedndert worden ist

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Stid
Genehmigungsverfahrensstelle

Antrag auf wesentliche Anderung
einer Anlage zum Halten von Rindern und Schweinen
in 14778 Golzow, OT Griineiche

Gemeinsame Bekanntmachung
des Landesamtes fiir Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz und des Landkreises
Potsdam-Mittelmark, untere Wasserbehorde
Vom 9. Juni 2015

Die Firma Agrargenossenschaft Planetal Golzow e.G., Branden-
burger Strafe 22 in 14778 Golzow, beantragt die Genehmigung
nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG),
auf dem Grundstiick in 14778 Golzow, OT Griineiche, Gemar-
kung Griineiche, Flur 3, Flurstiicke 34, 35 und 36 eine Anlage
zum Halten von Rindern und Schweinen in wesentlichen Teilen
zu dndern.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen:

- den Neubau eines Ferkelproduktionsstalles mit 1.862 Tier-
platzen, einschlieBlich Abluftreinigungsanlage, Sozialbe-
reich, Abwassersammel- und Giillevorgrube, Giillebehélter
mit Giillelibergabefldche und Kadaverhaus mit Sammelgru-
be fiir Reinigungswisser,

- die Verringerung der vorhanden Kapazitit zum Halten von
Jungsauen um 332 Pléitze sowie von méannlichen Jungrin-
dern um 200 Plédtze und

- die Erh6hung der vorhandenen Kapazitit zum Halten von
Ferkeln um 680 Plitze.

Die Tierplatzkapazitdt der Anlage soll somit um insgesamt
2.010 Tierpldtze erhoht werden und kiinftig 1.550 Rinderplitze,
davon 150 Platze fiir Kélber, sowie 6.062 Schweineplitze, davon
4.410 fiir Ferkel, betragen.

Fiir die geplante Gewisserbenutzung (Einleitung von unver-
schmutztem Niederschlagswasser in das Grundwasser und Ent-
nahme von Grundwasser) werden die wasserrechtlichen Erlaub-
nisse nach den §§ 8 und 9 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) bean-
tragt.

Gemail § 1 Absatz 3 der Neunten Verordnung zur Durchfiihrung
des BImSchG ist fiir das Vorhaben die Durchfiihrung einer Um-
weltvertriglichkeitspriifung erforderlich.
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Die geplante Anlage unterliegt der Richtlinie 2010/75/EU iiber
Industrieemissionen (IED).

Die Inbetriebnahme der Anlage ist im Marz 2016 vorgesehen.
Auslegung

Der Genehmigungsantrag und die dazugehorigen Unterlagen
sowie die Antridge auf wasserrechtliche Erlaubnisse werden ei-
nen Monat vom 17.06.2015 bis einschlieBSlich 16.07.2015 bei
folgenden Behorden ausgelegt und konnen dort wihrend der
Dienststunden von jedermann eingesehen werden:

- Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Seeburger Chaussee 2, 14476 Potsdam, OT Grof3 Glienicke -
Referat RW 1, Haus 3, Zimmer 328,

- Landkreis Potsdam-Mittelmark, Papendorfer Weg 3,
14806 Bad Belzig - Untere Wasserbehorde, Zimmer 102 und

- AmtBriick, Ernst-Thidlmann-Strafie 59, 14822 Briick - Bau-
amt, Raum 206.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben konnen wihrend der Ein-
wendungsfrist vom 17.06.2015 bis einschlieilich 30.07.2015
schriftlich bei einer der vorgenannten Stellen erhoben werden.
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen aus-
geschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen.

Erorterungstermin

Die form- und fristgerechten Einwendungen werden in einem
Erorterungstermin, beginnend am 06.10.2015, um 10:00 Uhr,
im Saal der Gaststitte ,,Gasthaus zur Erholung®, 14778 Golzow,
Brandenburger Strafe 29, erdrtert. Kann die Erorterung an die-
sem Tag nicht abgeschlossen werden, wird der Erérterungster-
min an den folgenden Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf hin-
gewiesen, dass die formgerecht erhobenen Einwendungen auch
bei Ausbleiben der Antragstellerin oder von Personen, die Ein-
wendungen erhoben haben, erdrtert werden.

Hinweise

Die Einwendungen sind der Antragstellerin sowie den Fachbe-
horden, deren Aufgabenbereich beriihrt wird, bekannt zu geben.
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn
diese zur ordnungsgeméaBen Durchfithrung des Genehmigungs-
verfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der Entschei-
dung tiber die Einwendungen kann durch 6ffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
20. November 2014 (BGBI. I S. 1740)

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
2.Mai 2013 (BGBL IS.973)

Neunte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBI.1S.1001), zuletzt gedndert durch Artikel 3 der Ver-
ordnung vom 2. Mai 2013 (BGBL. I S. 973)

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 95), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des Gesetzes vom
25.Juli 2013 (BGBI. 1 S. 2749)

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 31. Juli 2009 (BGBI. I S. 2585), zuletzt gedndert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. November 2014 (BGBI. 1
S. 1724)

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle

Landkreis Potsdam-Mittelmark
Der Landrat

Sanierung der Ferngasleitung (FGL) 85 -
MafBinahme (MN) 22

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Bergbau,
Geologie und Rohstoffe
Vom 21. Mai 2015

Die PLE Pipeline Engineering GmbH (PLE) plant im Auftrag
der ONTRAS in der Gemarkung Steinforde (Stadt Fiirsten-
berg/Havel) die Sanierung der FGL 85 durch Rohrauswechslung
in gleicher Achse und Tieferlegung, um die gesetzlich geregelte
und urspriinglich vorhandene Mindestdeckung der Leitung von
1,0 m wieder herzustellen.

Auf Antrag der PLE hat das Landesamt fiir Bergbau, Geologie
und Rohstoffe eine standortbezogene Vorpriifung des Einzelfalls
gemdl § 3c Satz 2 UVPG in Verbindung mit Nummer 19.2.4 der
Anlage 1 UVPG durchgefiihrt.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Die Feststellung erfolgte auf der Grundlage der von der Vorha-
bentrdgerin vorgelegten Unterlagen.

Diese Entscheidung ist nicht selbststidndig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden An-
tragsunterlagen einschlielich Kartenmaterial konnen nach vor-
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heriger telefonischer Anmeldung (0355 48640-322) wihrend
der Dienstzeiten im Landesamt fiir Bergbau, Geologie und Roh-
stoffe, Dezernat 32, Inselstrale 26, 03046 Cottbus, eingesehen
werden.

Rechtsgrundlagen:

- Gesetz liber die Umweltvertrdglichkeitspriifung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. |
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des Gesetzes vom
25.Juli 2013 (BGBI.1S. 2749)

- Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBI. 1 S. 1970,
3621), zuletzt gedndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom
21. Juli 2014 (BGBL. I S. 1066)

491

BEKANNTMACHUNGEN DER K“(")RPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND
STIFTUNGEN DES OFFENTLICHEN RECHTS

Veroffentlichung der Horfunkprogramme
der Landesrundfunkanstalten der ARD
und des Deutschlandradios

Vom 3. Februar 2015

Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkan-
stalten und das Deutschlandradio ver6ffentlichen geméal3 § 11c
Absatz 4 des Staatsvertrags fiir Rundfunk und Telemedien vom
31. August 1991 in der Fassung des Fiinfzehnten Staatsvertrages
zur Anderung rundfunkrechtlicher Staatsvertriige, in Kraft seit
1. Januar 2013, in den amtlichen Verkiindungsbléttern der Lén-
der eine Auflistung der von allen Anstalten insgesamt veranstal-
teten Horfunkprogramme im Jahr 2015. Die Auflistung folgt
nachstehend.

Koln, den 20. Mai 2015

Deutschlandradio
- Korperschaft des 6ffentlichen Rechts -
Dr. Markus Hoppener
Justiziar
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Horfunkprogramme der ARD und Deutschlandradio
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Fiir alle nachstehend veroffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder
wird ein Recht spiter als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spatestens im Termin
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw.
Gldubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht beriicksichtigt und bei der Ver-
teilung des Versteigerungserloses dem Anspruch des Glaubigers
und den tibrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die Anmeldung
oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter-
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der
Anspruch aus diesem Recht ginzlich unberiicksichtigt.

Es ist zweckméBig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine ge-
naue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag,
Zinsen und Kosten der Kiindigung und der die Befriedigung aus
dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsverfol-
gung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen.
Der Berechtigte kann die Erklarung auch zur Niederschrift der
Geschiftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge-
genstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehors ent-
gegensteht, wird aufgefordert, die Authebung oder einstweilige
Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht den
Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt fiir das Recht der Ver-
steigerungserlos an die Stelle des versteigerten Gegenstandes.

Amtsgericht Bad Liebenwerda

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Dienstag, 28. Juli 2015, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, die im Grundbuch von
Grofirossen Blatt 290 eingetragenen Grundstiicke; Bezeich-
nung gemif Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

1 GroBiréssen 2 93/8 1.611 m?
2 Grofiréssen 2 93/10 774 m?

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einem um 1989 er-
bauten zweigeschossigen Mehrfamilienwohnhaus (Flurstiick 93/8)
sowie Garagengebdude (je 50 % Gebidudeanteil auf Flur-
stiicke 93/8 und 93/10), belegen Kleinrdssener Strafe 4.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 16.05.2013.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf:
Flurstiick 93/8
Flurstiick 93/10

98.000,00 EUR
550,00 EUR.

Im Termin am 18.02.2014 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot die Halfte des Grundstiickswertes
nicht erreicht hat.

Geschifts-Nr.: 15 K 31/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 28. Juli 2015, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Elsterwerda Blatt 1339 cingetragene Grundstiick; Bezeich-
nung gemil Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage GroBe

8 Elsterwerda 6 402 Gebdude- und Freifliche 2.438 m?
Gewerbe und Industrie,
Saathainer Strafe

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einem Schulgebdude
mit Verbindungsanbau und Kantinengebédude, belegen Saathai-
ner Strafle.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 01.12.2011.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 140.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 44/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Dienstag, 28. Juli 2015, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, die im Grundbuch von
Doberlug-Kirchhain Blatt 3215 eingetragenen Grundstiicke,
Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

2 Doberlug- 5 207/2 Landwirtschaftsfliche 189 m?
Kirchhain

3 Doberlug- 8 42 Landwirtschaftsfliche 280 m*
Kirchhain

4 Doberlug- 5 483 Gebaude- und Freifliache 380 m?
Kirchhain Am Rosenende 2

versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Flurstiicke 207/2 und 483 sind mit
einem umfangreichen Wohnhaus mit Wintergarten und iiber-
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dachtem Schwimmbecken sowie Carport bebaut; Flurstiick 42
ist unbebaut.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 01.11.2012.

Der Verkehrswert wurde geméil § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf:

Flurstiick 207/2 2.400,00 EUR
Flurstiick 483 81.900,00 EUR
Flurstiick 42 56,00 EUR.

Geschéfts-Nr.: 15 K 84/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 8. September 2015, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Fichtenberg Blatt 20436 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung geméil Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

1 Altenau 1 213/34  Gebdude- und Freifliche 840 m?
Dorfstr. 33

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Einfamilienhausgrundstiick mit
abbruchtrichtiger Bausubstanz

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 03.09.2012.

Der Verkehrswert wurde gemif § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 3.500,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 69/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 8. September 2015, 14:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, der im Grundbuch von
Knippelsdorf Blatt 128 eingetragene hilftige Miteigentumsan-
teil an den eingetragenen Grundstiicken, Bezeichnung gemaf
Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofle
3  Knippels- 5 33 Knippelsdorf Siedlung 1~ 2.233 m?

dorf

4  Knippels- 5 35 Landwirtschaftsfliche 523 m’
dorf An den Girten

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Flurstiick 33 ist bebaut mit einem
Wohnhaus und Nebengebduden

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch auf
dem Anteil von

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf

* eingetragen worden am 12.08.2014.

Flurstiick 33: 19.150,00 EUR
Flurstiick 35: 150,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 38/14

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 8. September 2015, 15:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda,
Burgplatz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Woh-
nungsgrundbuch von Finsterwalde Blatt 8167 eingetragene
Wohnungseigentum, Bezeichnung gemdll Bestandsverzeich-
nis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

24,36/1000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick

1 Finsterwalde 11  439/2 Gebdude- und Freifliche  5.725 m?
Glasmacherstr. 70, 90, 110,
130, 150 und 170

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Auf-
gang 150, 1. Obergeschoss rechts, Nr. 37 des Aufteilungsplanes.
versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Eigentumswohnung (ca. 67 m?)
mit Kiiche, Bad, 2 weiteren Zimmern und Balkon in einem
Mehrfamilienhaus. Das Objekt ist vermietet.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 01.10.2014.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 31.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 46/14

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 15. September 2015, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Kofidorf Blatt 515 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung ge-
méif Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

1 KofBidorf 10 61 Gebdude- und Freifliche 2.803 m*
Siedlungsstrafie 12

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Wohnhaus mit Anbau und Stall-
gebiude und Nebengebduden

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 05.07.2013.

Der Verkehrswert wurde geméil § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 37.300,00 EUR.

Im Termin am 22.04.2014 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot die Hilfte des Grundstiickswertes
nicht erreicht hat.

Geschéfts-Nr.: 15 K 47/13
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Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Dienstag, 15. September 2015, 14:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, die im Grundbuch von
Doberlug-Kirchhain Blatt 2904 eingetragenen Grundstiicke,
Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

1 Doberlug- 15 566 Gebiude- und Freifldche 920 m?
Kirchhain Landwirtschaftsflache,

Brauhausstral3e

Gebidude- und Freiflache, 790 m?

Hauptstr. 10

2 Doberlug- 15 568
Kirchhain

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Das Grundstiick 2 ist mit einem
Wohn- und Geschéftshaus bebaut, im direkten Anschluss befin-
det sich ein Zwischenbau. Auf der gegeniiberliegenden Grund-
stiicksseite befindet sich ein Nebengebdude und weiterfithrend
ein Hinterhaus. Durch die bestehende Durchfahrt gelangt man
zur Brauhausstrafle, den Grundstiicksabschluss bildet ein Tor-
haus und zwei Garagen. Das Grundstiick 1 weist Bebauung in
Form von einer Scheune und zwei Garagen auf.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 03.01.2013.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz S, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf

Flurstiick 566:
Flurstiick 568:

12.000,00 EUR
126.000,00 EUR.

Im Termin am 16.09.2014 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot die Hélfte des Grundstiickswertes
nicht erreicht hat.

Geschifts-Nr.: 15 K 99/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Dienstag, 15. September 2015, 15:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, die im Grundbuch von
Doberlug-Kirchhain Blatt 4306 cingetragenen Grundstiicke,
Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie
1 Doberlug- 3 155/1 Gebaude- und Freifliche 5.462 m?

Kirchhain Torgauer Str. 14
4 Doberlug- 3 641 Landwirtschaftsfldche 2411 m?
Kirchhain Friedrich-Ludwig-Jahn-Straf3e

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Flurstiick 641 ist unbebaut, eine
ehemalige Villa mit Speisesaal, Hotelgebdude mit Zwischenbau,
Kegelhallenanbau (4 Bahnen), Nebengebdude und Garagen be-
finden sich auf Flurstiick 155/1.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 31.03.2008.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf
Flurstiick 155/1
Flurstiick 641

236.900,00 EUR
52.500,00 EUR

Im Termin am 09.09.2010 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
Geschifts-Nr.: 15 K 29/08

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 5. August 2015, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,

15236 Frankfurt (Oder), Saal 302,

a) das im Grundbuch (Teileigentumsgrundbuch) von Schon-
eiche Blatt 7131 eingetragene Eigentum, Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, 90,5/1000-stel Miteigentumsanteil an dem
Grundstiick Flur 9, Flurstiick 1248, Gebaude-
und Freifliche, Am Rosengarten 48, Grof3e in
qm: 4.803,

verbunden mit dem Teileigentum an der Gewerbefldche im
Erdgeschoss und Kellergeschoss im Aufteilungsplan mit
Nr. 216 bezeichnet; verbunden mit dem Sondernutzungs-
recht an dem im Aufteilungsplan mit S 216/1 und 216/2 be-
zeichneten Kundenzugang und Auflenterasse (stralensei-
tig), Anlieferungsbereich (hofseitig) sowie mit dem Sonder-
nutzungsrecht an dem im Aufteilungsplan mit S 200 be-
zeichneten oberirdischen Stellplatz.

b) das im Grundbuch (Teileigentumsgrundbuch) von Schon-
eiche Blatt 7185 eingetragene Eigentum, Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1,  0,8/1000-stel Miteigentumsanteil an dem Grund-
stiick Flur 9, Flurstiick 1248, Gebdude- und Frei-
flache, Am Rosengarten 48, Grof3e in qm: 4.803,
verbunden mit dem Teileigentum an dem im Kellergeschoss
im Aufteilungsplan mit Nr. 144 bezeichneten Tiefgaragen-
stellplatz;

c¢) das im Grundbuch (Teileigentumsgrundbuch) von Schén-
eiche Blatt 7186 cingetragene Eigentum, Bezeichnung
gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1,  0,8/1000-stel Miteigentumsanteil an dem Grund-
stiick Flur 9, Flurstiick 1248, Gebdude- und Frei-
fliche, Am Rosengarten 48, Grofe in qm: 4.803,
verbunden mit dem Teileigentum an dem im Kellergeschoss
im Aufteilungsplan mit Nr. 145 bezeichneten Tiefgaragen-
stellplatz;
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das jeweils genannte Grund-
buch am 29.11.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil} § 74a Absatz 5 ZVG wie folgt

festgesetzt:

betreffend a) 112.000,00 EUR
betreffend b) 7.000,00 EUR
betreffend c) 7.000,00 EUR

Im Termin am 04.02.2015 wurde der Zuschlag wegen Nichter-
reichung der 5/10-Grenze gemiB § 85 a ZVG versagt.

Das Wertgutachten kann wihrend der Sprechzeiten im Amtsge-
richt eingesehen werden.
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Postanschrift: Am Rosengarten 48, 15566 Schoneiche
Geschifts-Nr.: 3 K 141/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 5. August 2015, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Grundbuch von
Hartmannsdorf 452 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe in qm

1 3 175/1 Gebdude- und Freifliche, 887
Am Kanal/Hartmannsdorf 14

versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
20.10.2014 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 38.000,00 EUR.

Das Wertgutachten kann wihrend der Sprechzeiten im Amtsge-
richt eingesehen werden.

Postanschrift: Am Kanal 14, 15528 Hartmannsdorf
Bebauung: - Wochenendhaus,
- mehrere Nebengebdude als Garagenanbau und
separater Schuppen
Geschifts-Nr.: 3 K 128/14

Insolvenzsachen

Von derelektronischeVeréffentlichungwird abgesehen.
Informationerzu Insolvenzverfahresind unterdemJustizporte
Lhttps:/ivww.insolvenzbekanntmachungen.dgftufbar.


http:www.gerichtsbriefkasten.de
Sandek
Schreibmaschinentext

Sandek
Schreibmaschinentext

Sandek
Schreibmaschinentext
Von der elektronischen Veröffentlichung wird abgesehen. 
Informationen zu Insolvenzverfahren sind unter dem Justizportal
„https://www.insolvenzbekanntmachungen.de/“ abrufbar.

Sandek
Schreibmaschinentext
 	

Sandek
Schreibmaschinentext

Sandek
Schreibmaschinentext

Sandek
Schreibmaschinentext

Sandek
Schreibmaschinentext

Sandek
Schreibmaschinentext

Sandek
Schreibmaschinentext
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SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Ungiiltigkeitserklirung von Dienstausweisen Bekanntmachung des Polizeiprésidiums
Vom 21. Mai 2015
Bekanntmachung des Polizeiprisidiums
Vom 19. Mai 2015
Der durch Verlust abhanden gekommene Dienstausweis von
Herrn Michael Bieberstein, Dienstausweisnummer: 011071,
Der durch Verlust abhanden gekommene Dienstausweis von Farbe: griin, ausgestellt vom Zentraldienst der Polizei des Lan-
Herrn Steven Briswitz, Dienstausweisnummer: 010877, Farbe des Brandenburg, wird hiermit fiir ungiiltig erklart.
griin, ausgestellt vom Zentraldienst der Polizei des Landes Bran-
denburg, wird hiermit fiir ungiiltig erklart.

* Hinweis der Redaktion: In den Zwangsversteigerungssachen des Amtsgerichts Bad Liebenwerda wurden in der Landesrechtsdatenbank
BRAVORS, die das Amtsblatt fiir Brandenburg in nicht amtlicher elektronischer Fassung wiedergibt, einzelne Personenangaben unkenntlich
gemacht. Die gerichtliche Bekanntmachung dieser Zwangsvollstreckungssachen in der amtlichen papiergebundenen Ausgabe des Amtsblatts wird
hiervon nicht beriihrt.


Sandek
Schreibmaschinentext

Sandek
Schreibmaschinentext

Sandek
Schreibmaschinentext

Sandek
Schreibmaschinentext

Sandek
Schreibmaschinentext

Sandek
Schreibmaschinentext

Sandek
Schreibmaschinentext
* Hinweis der Redaktion: In den Zwangsversteigerungssachen des Amtsgerichts Bad Liebenwerda wurden in der Landesrechtsdatenbank BRAVORS, die das Amtsblatt für Brandenburg in nicht amtlicher elektronischer Fassung wiedergibt, einzelne Personenangaben unkenntlich gemacht. Die gerichtliche Bekanntmachung dieser Zwangsvollstreckungssachen in der amtlichen papiergebundenen Ausgabe des Amtsblatts wird hiervon nicht berührt.
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